
Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 2006 Nr. x ausgegeben am ... 2006 

 

Verordnung 
vom ... 

über das Grundbuch (GBV) 

Aufgrund von Art. 170, 177, 529, 531, 540, 548, 556 und Art. 142 
SchlT des Sachenrechtes vom 31. Dezember 1922 (SR), LGBl. 1923 Nr. 4, 
in der Fassung des Gesetzes vom ..... 2005, LGBl. 2005 Nr. ..., verordnet 
die Regierung: 

I. Grundbucheinrichtung 

A. Aufnahme der Grundstücke und Anlage des Hauptbuches 

Art. 1 

Aufnahme in das Grundbuch 

Ein Grundstück wird in das Grundbuch aufgenommen, indem: 

a) es im Plan, soweit darin darstellbar, aufgezeichnet wird; 

b) dafür ein Hauptbuchblatt angelegt wird; und 

c) eine Grundstücksbeschreibung hergestellt wird. 

Art. 2 

Identifikation der Grundstücke 

1) Jedes Grundstück muss im Hauptbuch mit der Gemeinde und mit 
einer Nummer bezeichnet werden. Die Hauptbuchblätter für selbständi-
ge und dauernde Rechte, Bergwerke, Miteigentumsanteile an Grundstü-
cken sowie Stockwerksanteile werden je nach Grundstücksart separat, 
ausgehend von einer bestimmten Zahl, die vom Grundbuch- und Öffent-
lichkeitsregisteramt festgelegt wird, landesweit fortlaufend nummeriert. 

2) Handelt es sich um eine Liegenschaft, so muss deren Nummer mit 
derjenigen des Grundbuchplanes übereinstimmen. 

3) Wird ein Hauptbuchblatt geschlossen, so darf die Nummer des 
Grundstücks nicht für ein anderes, neu aufzunehmendes Grundstück 
verwendet werden. 
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Art. 3 

Aufnahme in den Grundbuchplan 

1) Liegenschaften und flächenmässig ausgeschiedene, im Grundbuch 
aufzunehmende selbständige und dauernde Rechte werden im Plan nach 
den Vorschriften über die amtliche Vermessung aufgezeichnet. 

2) Die Originale der Grundbuchpläne bleiben beim amtlich bestellten 
Geometer; ein Satz der Grundbuchpläne in Kopie befindet sich in der 
Regel beim Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt. 

3) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt darf die Daten der 
amtlichen Vermessung auf dem Weg der elektronischen Übermittlung 
beziehen. 

Art. 4 

Liegenschaften 

In das Grundbuch müssen von Amtes wegen alle Liegenschaften auf-
genommen werden. 

Art. 5 

Grundstücksbeschreibung 

1) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt erstellt die 
Grundstücksbeschreibung aus den Daten und mit den Bezeichnungen der 
amtlichen Vermessung sowie nach den Angaben, die sich aus den Art. 8 
bis 10 ergeben. 

2) Es stellt sie auf dem Hauptbuchblatt dar. 

3) Die Grundstücksbeschreibung muss nicht erstellt werden, soweit 
das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt die Daten über die Lie-
genschaften (Bodenbedeckung, Flächen, Gebäude und deren Nummern 
usw.) auf dem Weg der elektronischen Übermittlung von der amtlichen 
Vermessung bezieht. 

Art. 6 

Beschreibung der Liegenschaften 

Die Beschreibung der Liegenschaften enthält folgende Angaben: 

a) die Nummer der Liegenschaft; 

b) die Planzahl; 

c) die Angabe der Fläche; 

d) die Angabe der auf der Liegenschaften erstellten Gebäude und die 
Kulturart; 

e) die Ortsbezeichnung und den Flurnamen. 
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Art. 7 

Liegenschaften in mehreren Gemeinden 

Liegt eine Liegenschaft in mehreren Gemeinden, so hat das Grund-
buch- und Öffentlichkeitsregisteramt die Liegenschaft in derjenigen Ge-
meinde aufzunehmen, in der die grössere Bodenfläche liegt. 

Art. 8 

Aufnahme von selbständigen und dauernden Rechten 

1) Die Aufnahme der selbständigen und dauernden Rechte in das 
Grundbuch geschieht durch Anlegung eines Blattes im Hauptbuch und 
durch Herstellung einer Beschreibung des Rechts. 

2) Die Nummer des Hauptbuchblattes bzw. die Grundstücksbe-
schreibung (Einzel- oder Kollektivblatt) erhält einen den Inhalt des 
Rechts bezeichnenden Zusatz, wie "Baurecht auf Nr. .....", "Quellenrecht 
auf Nr. ....", "Wasserrecht" usw. 

3) Ist das selbständige und dauernde Recht zugleich als Dienstbarkeit 
zu Lasten eines Grundstückes eingetragen, so erhält das Hauptbuchblatt 
dieses belasteten Grundstückes eine Verweisung auf das als Grundstück 
aufgenommene Recht. 

4) Im übrigen finden die Bestimmungen über die Aufnahme der Lie-
genschaften entsprechende Anwendung. 

Art. 9 

Aufnahme von Bergwerken 

Die Bergwerke werden wie selbständige und dauernde Rechte behan-
delt. 

Art. 10 

Anlage der Hauptbuchblätter für Miteigentums- und 
Stockwerkeigentumsanteile 

1) Für Miteigentumsanteile an Grundstücken werden, wenn es im In-
teresse der Klarheit und Übersichtlichkeit der Einträge liegt, besondere 
Blätter mit dem Zusatz "Miteigentumsanteil an Nr. ...." und mit der Be-
schreibung des Anteils angelegt. 

2) Für die zu Stockwerkeigentum ausgestalteten Miteigentumsanteile 
sind in jedem Fall besondere Blätter mit dem Zusatz "Stockwerkeigentum 
an Nr. ...." und mit der Beschreibung des Stockwerkes unter Hinweis auf 
den Begründungsakt und den Aufteilungsplan anzulegen. 

3) Auf dem Blatt der Liegenschaft oder des selbständigen und dauern-
den Rechtes ist auf die Miteigentums- oder Stockwerkeigentumsblätter 
und auf diesen auf das Blatt der Liegenschaft oder des selbständigen und 
dauernden Rechtes zu verweisen. 



 4 

B. Anmeldung, Einschreibung in das Tagebuch 

Art. 11 

Anmeldung zur Eintragung 

Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt darf Eintragungen  
in das Grundbuch nur auf Anmeldung hin vornehmen. Vorbehalten blei-
ben die im Sachenrecht und in dieser Verordnung vorgesehenen Ausnah-
men, in denen das Verfahren von Amtes wegen eingeleitet wird (Berichti-
gungen, Löschungen, Anlage von Ersatzblättern). 

Art. 12 

Inhalt der Anmeldung 

1) Die Anmeldung zur Eintragung muss unbedingt und vorbehaltlos 
sein. 

2) In der Anmeldung muss jede vorzunehmende Eintragung einzeln 
aufgeführt werden. 

3) Werden mehrere Anmeldungen gleichzeitig eingereicht, die mitein-
ander im Zusammenhang stehen, so muss die Reihenfolge ihrer Behand-
lung angegeben werden. 

4) In der Anmeldung kann bestimmt werden, dass die eine Eintragung 
nicht ohne eine bestimmte andere zum gleichen Zeitpunkt angemeldete 
Eintragung vorgenommen werden soll. 

Art. 13 

Form der Anmeldung 

1) Die Anmeldung zur Eintragung muss schriftlich geschehen, wobei 
auch  elektronisch übermittelte Anmeldungen als schriftliche Anmeldun-
gen gelten. 

2) Sofern der Anmeldende die Anmeldung nicht beim Grundbuch- 
und Öffentlichkeitsregisteramt unterzeichnet, kann es die amtliche Be-
glaubigung der Unterschrift verlangen. Erfolgt die amtliche Beglaubigung 
im Ausland, kann eine Überbeglaubigung oder eine Apostille verlangt 
werden. Bei einer Anmeldung durch eine Behörde entfällt die amtliche 
Beglaubigung. 

3) Bei elektronisch übermittelten Anmeldungen ist zur Sicherstellung 
der Echtheit der hierauf befindlichen Unterschrift eine sichere elektroni-
sche Signatur nach dem Signaturgesetz zu verwenden. 

Art. 14 

Anmeldungsbelege 

1) Die Anmeldungsbelege müssen folgende Angaben über die verfü-
gende Person und die Person des Erwerbers enthalten: 
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a) für natürliche Personen: den Namen, mindestens einen ausgeschriebe-
nen Vornamen, das Geburtsdatum, den Wohnort, die Wohnadresse, 
die Staatszugehörigkeit und die Angabe, ob die Person verheiratet o-
der nicht verheiratet ist;  

b) für Verbandspersonen, rechtsfähige personenrechtliche Gemeinschaf-
ten sowie Treuunternehmen mit Rechtspersönlichkeit: die Firma oder 
den Namen, den Sitz und die Rechtsform, wenn diese nicht aus der 
Firma oder dem Namen hervorgeht sowie die Registernummer sowie 
die Bezeichnung der Registerbehörde; beim Erwerb eines dinglichen 
oder vormerkbaren Rechts ist der Nachweis über die rechtliche Exis-
tenz beizubringen (z.B. Öffentlichkeitsregisterauszug, Amtsbestäti-
gung, Genossenschafts- oder Vereinsstatuten samt (Gründungs-) Pro-
tokollen); 

c) für andere Gesellschaften und Gemeinschaften, in denen die beteilig-
ten Personen durch Gesetzesvorschrift oder Vertrag verbunden und 
Gesamteigentümer sind: die Angaben über die daran beteiligten Per-
sonen nach den Bst. a oder b. 

2) Mit den Anmeldungsbelegen sind die erforderlichen Bewilligungen 
oder Zustimmungen vorzulegen, andernfalls der Nachweis zu erbringen 
ist, dass das angemeldete Recht keiner Bewilligung oder Zustimmung 
bedarf. 

3) Beim Erwerb von gemeinschaftlichem Eigentum müssen die Anga-
ben gemacht werden, die für die Darstellung des Gemeinschaftsverhält-
nisses nach Art. 34 erforderlich sind. 

Art. 15 

Einschreibung in das Tagebuch 

1) Jede Anmeldung und jedes von Amtes wegen eingeleitete Verfahren 
muss sofort nach ihrem Eingang, bzw. nach seiner Einleitung in das Ta-
gebuch eingeschrieben werden. Die Einschreibung ist auf Wunsch zu 
bescheinigen. Sie enthält: 

a) eine fortlaufende Ordnungsnummer, deren Zählung mit jedem Ka-
lenderjahr neu beginnt, die Nummer des Urkundenbuches und die 
Belegnummer; 

b) das Datum und die genaue Zeit; 

c) den Namen und den Wohnort des Anmeldenden; 

d) die vorzunehmenden Eintragungen in Stichworten und die Identifika-
tion der betroffenen Grundstücke; bei einer Vielzahl von Eintragun-
gen genügt der Hinweis auf die Anmeldung. 

2) Wird ein Verfahren von Amtes wegen eingeleitet, muss ein Beleg 
darüber erstellt werden. 

Art. 16 

Tagebuch 

1) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt führt für das gan-
ze Land ein Tagebuch. 
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2) Die Führung des Tagebuches darf mit einer Geschäftskontrolle 
verbunden werden. 

Art. 17 

Prüfung durch das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt 

1) Nach erfolgter Anmeldung hat das Grundbuch- und Öffentlich-
keitsregisteramt zu prüfen, ob sie von dem Verfügungsberechtigten aus-
geht. 

2) Verfügt der eingetragene Eigentümer, so ist die Identität des Verfü-
genden mit dem Eingetragenen festzustellen. 

3) Geht die Verfügung vom Erwerber aus, so ist die Identität des Ver-
fügenden mit dem Erwerber festzustellen. 

Art. 18 

Zur Anmeldung berechtigte Personen 

Erfolgt die Anmeldung für eine Verbandsperson, eine rechtsfähige 
personenrechtliche Gemeinschaft oder ein Treuunternehmen mit Rechts-
persönlichkeit oder durch einen Stellvertreter des Verfügungsberechtig-
ten, so ist ein Ausweis über die Verfügungsbefugnis, das Vertretungsver-
hältnis oder eine Vollmacht beizubringen. 

Art. 19 

Anmeldung durch eine Behörde 

Erfolgt die Anmeldung durch eine Behörde, so hat das Grundbuch- 
und Öffentlichkeitsregisteramt ihre Zuständigkeit zur Vornahme der 
Anmeldung zu prüfen. 

Art. 20 

Ausweis für die Eigentumsübertragung 

1) Ist zum Erwerb des Eigentums die Eintragung in das Grundbuch 
konstitutiv, so wird der Ausweis für die Eigentumsübertragung erbracht: 

a) durch einen schriftlichen Vertrag; 

b) im Falle der Ausübung eines Vorkaufsrechtes: durch den Vertrag des 
Verkäufers mit dem Käufer, die Ausübungserklärung des Vorkaufsbe-
rechtigten und die Zustimmungserklärung des Eigentümers; bei einem 
vertraglichen Vorkaufsrecht zudem durch den Vorkaufsvertrag; 

c) im Falle der freiwilligen Versteigerung: durch die Versteigerungsbe-
dingungen und das Versteigerungsprotokoll; 

d)  im Falle von Fusions-, Spaltungs- und Vermögensübertragungsvor-
gängen: durch beglaubigte Öffentlichkeitsregisterauszüge und beglau-
bigte Auszüge aus den die Übertragung von Grundstücken regelnden 
Verträge. 
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2) Die Unterschriften der Parteien sind amtlich zu beglaubigen. Er-
folgt die amtliche Beglaubigung im Ausland, so kann das Grundbuch- 
und Öffentlichkeitsregisteramt eine Apostille oder eine Überbeglaubi-
gung verlangen. Erfolgt die Eingabe auf elektronischem Weg ist zur Si-
cherstellung der Echtheit eine sichere elektronische Signatur nach dem 
Signaturgesetz zu verwenden. Gesetzliche Ausnahmen bleiben vorbehal-
ten. 

3) Erfolgt der Eigentumserwerb ausserbuchlich, so wird der Ausweis 
für die Eigentumsübertragung erbracht: 

a) im Falle des Erbganges: durch die Einantwortungsurkunde; 

b) im Falle der Zwangsvollstreckung: durch den Beschluss über den 
Zuschlag mit der Ermächtigung zur Eintragung; 

c) in den übrigen Fällen: durch die Urkunden in der vom Gesetz vorge-
schriebenen Form über das Rechtsgeschäft oder durch die rechtskräf-
tigen Entscheidungen. 

Dem Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt ist die Rechtskraft der 
Entscheidungen nachzuweisen. 

Art. 21 

Ausweis für die Eintragung von beschränkten dinglichen Rechten 

1) Auf die Leistung des Ausweises für die Eintragung einer Dienst-
barkeit, einer Grundlast oder eines Grundpfandrechtes finden die Vor-
schriften des Art. 20 entsprechende Anwendung. 

2) Bei Errichtung von Grundpfandrechten ist die amtliche Beglaubi-
gung der Unterschrift des Pfandgläubigers nicht erforderlich. 

Art. 22 

Ausweis für die Eintragung von Eigentümerdienstbarkeiten und  
Eigentümerschuldbriefen  

Der Ausweis für die Eintragung einer Eigentümerdienstbarkeit oder 
eines Eigentümerschuldbriefes wird durch die schriftliche Anmeldung des 
Eigentümers erbracht. 

Art. 23 

Ausweis für die Eintragung eines gesetzlichen Grundpfandrechtes 

Der Ausweis für die Eintragung eines gesetzlichen Grundpfandrech-
tes wird durch die Urkunden geleistet, die zur Begründung der Forde-
rungen, für die das Grundpfandrecht eingetragen werden soll, nötig sind. 

Art. 24 

Ausweis für die Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechts 

1) Für die Eintragung eines Grundpfandrechtes zu Gunsten der 
Handwerker und Unternehmer ist erforderlich, dass die Forderung als 
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Pfandsumme vom Eigentümer anerkannt oder gerichtlich festgestellt ist, 
oder die Eintragung vom Eigentümer bewilligt wird. 

2) Leistet der Eigentümer für die Forderung hinreichende Sicherheit, 
so ist die Eintragung zugunsten der Handwerker und Unternehmer ab-
zuweisen. 

3) Sind der Gläubiger und der Schuldner über die Pfandsumme oder 
die Sicherheit nicht einig, so kann eine vorläufige Eintragung vorgemerkt 
werden. 

Art. 25 

Ausweis für die Eintragung eines gesetzlichen Grundpfandrechts bei 
Baurecht und Stockwerkeigentum 

1) Auf die Eintragung des gesetzlichen Grundpfandrechtes für die 
Entschädigungsforderung anstelle des gelöschten Baurechtes sind die 
Bestimmungen des Art. 24 über die Eintragung des Grundpfandrechtes 
zugunsten der Handwerker und Unternehmer anwendbar. 

2) Diese Bestimmungen sind, soweit sie ihrem Sinne nach nicht bloss 
auf das Grundpfandrecht zugunsten der Handwerker und Unternehmer 
zutreffen und soweit sich ihre Anwendung nicht aufgrund des Baurechts-
vertrages erübrigt, auch für die Eintragung des gesetzlichen Grundpfand-
rechtes zur Sicherung des Baurechtszinses massgebend. 

3) Dasselbe gilt sinngemäss für die Eintragung des gesetzlichen 
Grundpfandrechtes zur Sicherung von Beitragsforderungen der Gemein-
schaft gegenüber den Stockwerkeigentümern. 

Art. 26 

Abweisung einer Anmeldung 

1) Entspricht eine Anmeldung nicht den gesetzlichen Anforderungen 
und kann auch nicht eine vorläufige Eintragung vorgemerkt werden, so 
weist das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt die Anmeldung ab. 

2) Die Anmeldung ist insbesondere auch abzuweisen, wenn: 

a) die Veräusserung, der Erwerb oder die Belastung des Grundstückes 
der Zustimmung eines Dritten bedarf und diese nicht vorliegt; 

b) dafür die Bewilligung einer Behörde nötig ist und diese nicht vorliegt. 

3) Die Gründe der Abweisung sind dem Anmeldenden und allen an-
deren Beteiligten schriftlich mit einer Rechtsmittelbelehrung mitzuteilen. 
Im Tagebuch ist auf die Abweisungsverfügung hinzuweisen. 

4) Wird gegen die Abweisungsverfügung das Rechtsmittel erhoben, so 
wird dies im Hauptbuch angemerkt. Die Anmerkung wird von Amtes 
wegen gelöscht, sobald über das Rechtsmittel rechtskräftig entschieden 
worden ist. 
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C. Die Eintragungen 

Art. 27 

Eintragungen 

1) Die Eintragungen im Hauptbuch sind in sorgfältiger Schrift ohne 
Rasuren, Korrekturen oder Zwischenschriften auszuführen. 

2) Sie sollen in der Reihenfolge vorgenommen werden, in der die An-
meldungen eingegangen sind. 

3) Im Hauptbuch darf nur eingetragen werden, was sich aus den An-
meldungsbelegen ergibt. 

4) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt bescheinigt auf 
Begehren die Eintragung auf den für die Parteien bestimmten Urkunden; 
es kann dies auch tun, indem es über den neuen Zustand einen vollständi-
gen oder teilweisen Auszug aus dem Hauptbuch abgibt. 

Art. 28 

Vollzug der Anmeldung 

1) Die Eintragung ist so bald wie möglich nach der Anmeldung im 
Hauptbuch zu vollziehen. 

2) Ist es nicht möglich, die Eintragung im Hauptbuch am gleichen Tag 
zu vollziehen wie die Einschreibung im Tagebuch, so kann im betreffen-
den Hauptbuchblatt mit Bleistift auf die Ordnungsnummer der Anmel-
dung hingewiesen werden. 

3) Die Eintragungen in das Hauptbuch müssen unter dem Datum der 
Einschreibung im Tagebuch vorgenommen werden. 

Art. 29 

Rangverhältnisse 

1) Sind in einem Hauptbuchblatt mehrere an demselben Tage zur 
Anmeldung gelangte Eintragungen vorzunehmen und sollen sie nach dem 
Willen der Parteien oder nach der Reihenfolge der Einschreibung in das 
Tagebuch verschiedenen Rang erhalten, so ist dies auch im Hauptbuch in 
geeigneter Weise (z. B. durch Angabe der genauen Zeit oder durch Anga-
be des Rangverhältnisses bei jedem Eintrag) zum Ausdruck zu bringen. 

2) Die besonderen Vorschriften über die Eintragung der Pfandstellen 
bei Grundpfandrechten bleiben vorbehalten. 

Art. 30 

Änderung der Rangverhältnisse 

1) Haben vorgehende Pfandgläubiger der Errichtung einer Dienstbar-
keit, einer Grundlast oder einer Vormerkung zu Lasten eines verpfände-
ten Grundstückes zugestimmt, so hat das Grundbuch- und Öffentlich-
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keitsregisteramt diese Einwilligung unter den "Bemerkungen" zu den 
betreffenden Grundpfandeinträgen einzuschreiben, bei dem Eintrag der 
Dienstbarkeit hierauf zu verweisen und die neue Last auf den Pfandtiteln 
als vorgehendes Recht aufzunehmen. 

2) Sinngemäss ist vorzugehen, wenn ein Berechtigter der Erhöhung 
eines vorgehenden Pfandrechtes zugestimmt oder wenn ein Berechtigter 
gegenüber einem anderen Recht den Rangrücktritt erklärt hat. 

Art. 31 

Belege in chronologischer Folge 

1) Sämtliche Belege, auf deren Vorlegung hin eine Eintragung in das 
Hauptbuch vorgenommen wird, sind in A4- bis maximal A3-Format, auf 
alterungsbeständigem Papier und mit lichtechten Farben einzureichen, 
mit der Ordnungsnummer des Tagebuches, der Nummer des Urkunden-
buches und der fortlaufenden Folio zu versehen und in chronologischer 
Reihenfolge aufzubewahren. 

2) Belege können mit Genehmigung des Grundbuch- und Öffentlich-
keitsregisteramtes auch in elektronischer Form eingereicht werden. Er-
folgt die Eingabe auf elektronischem Weg ist zur Sicherstellung der Echt-
heit eine sichere elektronische Signatur nach dem Signaturgesetz zu ver-
wenden. Gesetzliche Ausnahmen bleiben vorbehalten. 

Art. 32 

Eintragung von Eigentum 

1) Das Eigentum wird in der entsprechenden Abteilung des Hauptbu-
ches eingetragen. Die Eintragung enthält: 

a) die Bezeichnung des Eigentümers; 

b) das Datum der Eintragung; 

c) den Erwerbsgrund; 

d) den Hinweis auf den Beleg; 

e) die Bezeichnung der Miteigentümer mit einer Ziffer oder einer Litera, 
wenn für die Miteigentumsanteile keine besonderen Blätter angelegt 
worden sind. 

2) Zur Bezeichnung des Eigentümers und einer Person, der ein ande-
res Recht am Grundstück zusteht, werden angegeben: 

a) für natürliche Personen: der Familienname, mindestens ein ausge-
schriebener Vorname und das Geburtsdatum; 

b) für Verbandspersonen, rechtsfähige personenrechtliche Gemeinschaf-
ten sowie Treuunternehmen mit Rechtspersönlichkeit: die Firma oder 
der Name, der Sitz und die Rechtsform, wenn diese nicht aus dem 
Namen oder der Firma hervorgeht, sowie die Registernummer und 
die Bezeichnung der Registerbehörde; 

c) für einfache Gesellschaften und Gemeinschaften, in denen die beteilig-
ten Personen durch Gesetzesvorschrift oder Vertrag verbunden und 
Gesamteigentümer sind: die Angaben über die daran beteiligten Per-
sonen nach den Bst. a oder b; 
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d) weitere Personendaten, soweit sie zur Identifikation nötig sind. 

Art. 33 

Anmerkungsgrundstücke und Stammgrundstücke 

1) Steht das Eigentum an einem Grundstück (Anmerkungsgrund-
stück) dem jeweiligen Eigentümer eines anderen Grundstückes (Haupt-
grundstück) zu, so ist statt des Namens des Eigentümers die Nummer des 
Hauptgrundstückes in die Abteilung "Eigentum" einzutragen. 

2) Auf dem Blatt des Hauptgrundstückes ist in der Abteilung "An-
merkungen" auf dieses Eigentumsverhältnis hinzuweisen. 

3) Werden für Miteigentums- oder Stockwerkeigentumsanteile be-
sondere Blätter eröffnet, so werden die Grundbuchnummern der Mitei-
gentums- oder der Stockwerkeigentumsanteile in der Abteilung "Eigen-
tum" des Stammgrundstückes eingetragen. 

Art. 34 

Subjektiv-dinglich verknüpfte Miteigentumsanteile 

1) Sind die Miteigentümer durch die dauernde Zweckbestimmung ih-
res Grundstückes durch eine Zwangsgemeinschaft verbunden, kann dies 
im Grundbuch auf Anmeldung der Miteigentümer angemerkt werden. 

2) Für die einzelnen Miteigentumsanteile sind keine besonderen 
Hauptbuchblätter zu eröffnen. 

Art. 35 

Eintragung von Mit- und Gesamteigentum 

1) Bei Miteigentum muss der Bruchteil durch entsprechenden Zusatz 
("ME 1/2", "ME 1/3", usw.) zum Namen jedes Miteigentümers angege-
ben werden. 

2) Bei Gesamteigentum muss den Angaben nach Art. 32 Abs. 2 Bst. c 
das die Gemeinschaft oder Gesellschaft begründende Rechtsverhältnis 
beigefügt werden. 

Art. 36 

Eintragung von Stockwerkeigentum 

1) Stockwerkeigentum wird auf dem Hauptbuchblatt der Liegenschaft 
oder des Baurechtes in der Eigentumsabteilung eingetragen. 

2) Die Eintragung umfasst: 

a) die Nummer des Blattes eines jeden Stockwerkes; 

b) den Bruchteil (Wertquote) eines jeden Stockwerkes, ausgedrückt in 
Hundertsteln oder Tausendsteln; in Ausnahmefällen, wo sich aus 
sachlichen Gründen kleinere Anteile als Tausendstel nicht vermeiden 
lassen, kann eine Aufteilung in Zehntausendstel zugelassen werden; 
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c) die Bezeichnung des Eigentumsverhältnisses als Stockwerkeigentum 
(StWE); 

d) das Datum des Eintrages; 

e) die Angabe des Begründungsaktes samt Aufteilungsplan ("Begrün-
dungsvertrag" oder "Begründungserklärung"); 

f) die Verweisung auf die Belege. 

Art. 37 

Aufteilungsplan bei Stockwerkeigentum 

1) Die räumliche Lage, Abgrenzung und Zusammensetzung der 
Stockwerkeinheiten müssen im Begründungsakt klar und bestimmt ange-
geben sein. 

2) Fehlt es daran, so setzt das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregis-
teramt eine Frist zur Beibringung eines von allen Eigentümern unter-
zeichneten Aufteilungsplanes und nötigenfalls einer Bestätigung des 
Hochbauamtes, dass die zu Sonderrecht ausgeschiedenen Räume ganze in 
sich abgeschlossene Wohnungen oder geschäftlichen oder anderen Zwe-
cken dienende Raumeinheiten mit eigenem Zugang sind. 

3) Werden diese Ausweise nicht fristgemäss beigebracht, so wird die 
Anmeldung abgewiesen. 

4) Für die Eintragung altrechtlichen Stockwerkeigentums bleibt Art. 
11bis SchlT SR vorbehalten. 

Art. 38 

Eintragung von Stockwerkeigentum vor Erstellung des Gebäudes 

1) Die Eintragung von Stockwerkeigentum vor Erstellung des Gebäu-
des kann nur verlangt werden, wenn mit der Anmeldung der Auftei-
lungsplan eingereicht wird. 

2) Auf dem Blatt der Liegenschaft oder des Baurechtes und auf den 
Blättern der Stockwerkeigentumsanteile wird die Anmerkung "Begrün-
dung des StWE vor der Erstellung des Gebäudes" eingeschrieben. 

3) Die Fertigstellung des Gebäudes ist dem Grundbuch- und Öffent-
lichkeitsregisteramt anzuzeigen, gegebenenfalls unter Einreichung des 
nach der Bauausführung berichtigten Aufteilungsplanes, der auf Verlan-
gen des Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramtes durch die amtliche 
Bestätigung gemäss Art. 37 Abs. 2 zu ergänzen ist. 

4) Wird diese Bestätigung nicht beigebracht oder sonstwie festgestellt, 
dass die zu Sonderrecht ausgeschiedenen Räume nicht in sich abgeschlos-
sene Wohnungen oder zu anderen Zwecken bestimmte Raumeinheiten 
mit eigenem Zugang sind, so ist das Stockwerkeigentum nach fruchtloser 
Fristansetzung in sinngemässer Anwendung von Art. 557 SR zu löschen 
und damit in gewöhnliches Miteigentum zurückzuführen. 
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Art. 39 

Eintragung von Eigentumsbeschränkungen 

Eigentumsbeschränkungen aus Nachbarrecht, deren Eintragung im 
Grundbuch nach dem Sachenrecht zugelassen (Durchleitungsrecht) oder 
für die Entstehung erforderlich ist (Notweg, Notbrunnen), sowie die 
Aufhebung oder Änderung von gesetzlichen Eigentumsbeschränkungen 
im Sinne von Art. 62 Abs. 2 SR sind sinngemäss den Bestimmungen über 
die Eintragung der Grunddienstbarkeiten einzutragen. 

Art. 40 

Eintragung von Dienstbarkeiten und Grundlasten 

1) Eine Dienstbarkeit und eine Grundlast wird in der gleichnamigen 
Abteilung des Hauptbuchblattes des belasteten Grundstückes eingetra-
gen. Eine Grunddienstbarkeit und eine Grundlast, die dem jeweiligen 
Eigentümer eines Grundstückes zusteht, wird zudem auf dem Haupt-
buchblatt des berechtigten Grundstückes in derselben Abteilung einge-
tragen. 

2) Die Eintragung im Hauptbuchblatt enthält: 

a) die Bezeichnung mit einer Ziffer oder einem Buchstaben; 

b) die Bezeichnung als Last oder als Recht; 

c) die Bezeichnung der Dienstbarkeit oder Grundlast mit einem Stich-
wort; die Grundlast ist ausdrücklich als solche zu bezeichnen, 

d) auf dem Hauptbuchblatt des belasteten Grundstückes die Bezeich-
nung des berechtigten Grundstückes oder der berechtigten Person; 

e) auf dem Hauptbuchblatt des berechtigten Grundstückes die Bezeich-
nung der belasteten Grundstücke; 

f) das Datum der Eintragung; 

g) den Hinweis auf den Beleg. 

3) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt legt in inhaltlicher 
Übereinstimmung mit dem einzutragenden Recht das zur Eintragung 
kommende Stichwort fest.  

Art. 41 

Gesamtwert von Dienstbarkeiten und Grundlasten 

1) Bei Eintragung und Einschreibung einer Grundlast soll ausserdem 
ihr Gesamtwert angegeben werden. 

2) Bei Eintragung und Einschreibung von Dienstbarkeiten kann eben-
falls ein bestimmter Betrag als Gesamtwert der Belastung angegeben wer-
den, sofern die vorgehenden Pfandgläubiger der Errichtung der Dienst-
barkeit nicht zugestimmt haben. 
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Art. 42 

Eintragung von Dienstbarkeiten auf Kollektivblättern 

1) Steht das Grundstück, zu dessen Lasten oder zu dessen Gunsten ei-
ne Grunddienstbarkeit eingetragen werden soll, auf einem Kollektivblatt, 
so sind bei dem Eintrag auf diesem Blatt stets die Nummern der belaste-
ten und des berechtigten Grundstückes anzugeben. 

2) Sind das belastete und das berechtigte Grundstück auf einem Kol-
lektivblatt vereinigt, so bedarf es nur einer Eintragung, unter Angabe der 
Nummern des belasteten und des berechtigten Grundstückes. 

Art. 43 

Eintragung von Grundpfandrechten 

1) Die Grundpfandrechte werden in der gleichnamigen Abteilung des 
Hauptbuchblattes eingetragen. Die Eintragung enthält: 

a) die Bezeichnung mit einer Ziffer oder Litera; 

b) die Art des Grundpfandrechtes; 

c) die Bezeichnung des Gläubigers oder die Bezeichnung "Inhaber"; 

d) die Pfandsumme und den vertraglichen Zinsfuss, gegebenenfalls den 
im Sinne von Art. 290 Abs. 2 SR vorbehaltenen höheren Zinsfuss; 

e) die Pfandstelle (Rang); 

f) das Datum der Eintragung; 

g) den Hinweis auf den Beleg. 

2) Vereinbarungen über das Nachrücken von Grundpfandgläubigern 
werden in der Abteilung "Vormerkungen" eingeschrieben. 

Art. 44 

Eintragung von Grundpfandrechten auf Kollektivblättern 

1) Die Eintragungen von Grundpfandrechten in ein Kollektivblatt 
darf nur erfolgen, wenn sämtliche darin aufgenommenen Grundstücke 
verpfändet werden sollen. 

2) Wird die Eintragung eines Grundpfandrechtes nur für einzelne auf 
dem Kollektivblatt enthaltene Grundstücke nachgesucht, so hat das 
Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt von Amtes wegen die Aus-
scheidung dieser oder der übrigen Grundstücke des Blattes nach den 
Vorschriften über die Umschreibungen vorzunehmen. 

Art. 45 

Eintragung von Gesamtpfandrechten 

1) Soll gemäss Art. 270 Abs. 1 SR auf mehrere, nicht in einem Kollek-
tivblatt vereinigte Grundstücke für eine Forderung ein Grundpfandrecht 
(Gesamtpfandrecht) errichtet werden, so soll bei der Eintragung dessel-
ben in die einzelnen Grundbuchblätter jeweils in der Abteilung "Pfand-
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summe" der ganze Betrag der Forderung und in der Abteilung "Bemer-
kungen" der Hinweis auf die mitverpfändeten Grundstücke (z.B. „zu A: 
Nummer ...mitverpfändet“) aufgenommen werden. 

2) Gehören mehrere Grundstücke verschiedenen Eigentümern, so ist 
die Anmeldung zur Eintragung für alle Grundstücke gleichzeitig anzu-
bringen. 

3) Abs. 1 findet entsprechende Anwendung, wenn nachträglich noch 
andere Grundstücke mit den an einem Grundstück bestehenden Grund-
pfandrechten belastet werden sollen. 

Art. 46 

Eintragung von Teilpfandrechten 

1) Werden mehrere auf verschiedenen Grundbuchblättern aufge-
nommene Grundstücke für die nämliche Forderung verpfändet, ohne 
dass ein Gesamtpfandrecht nach Art. 270 Abs. 1 SR errichtet werden soll, 
so ist jedes Grundstück mit dem von den Parteien bei der Anmeldung 
angegebenen Teilbetrag zu belasten. 

2) Haben die Parteien über die Verteilung nichts bestimmt, so kann 
das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt entweder die Anmel-
dung abweisen oder in den Fällen, wo für die Grundstücke ein Schät-
zungswert im Grundbuch angegeben ist, diese Verteilung unter Anzeige 
an die Parteien nach dem Schätzungswerte vornehmen und die entspre-
chenden Belastungen in das Grundbuch eintragen. 

Art. 47 

Verteilung der Pfandbelastung bei Veräusserung eines Grundstückes 

1) Wenn eines von mehreren gesamthaft verpfändeten Grundstücken 
veräussert wird und sich der Erwerber für die Schuld, für die das Grund-
stück haftet, nicht solidarisch verpflichtet, sind die Vorschriften des Art. 
46 ebenfalls anwendbar, jedoch mit der Besonderheit, dass das Grund-
buch- und Öffentlichkeitsregisteramt die Verteilung der Belastung in 
allen Fällen vorzunehmen hat, wo die Parteien hierüber nichts vereinba-
ren. 

2) Nimmt das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt diese Ver-
teilung vor, so hat es den Beteiligten unverzüglich davon Kenntnis zu 
geben. 

Art. 48 

Eintragung von Grundpfandrechten und Grundlasten an 
Miteigentumsanteilen 

1) Die Eintragung der Grundpfandrechte an Miteigentumsanteilen 
soll, wenn für diese nicht besondere Blätter eröffnet sind, ausser den in 
Art. 43 verlangten Angaben noch die Bezeichnung des verpfändeten An-
teils in der Abteilung "Bemerkungen", z. B. "am Anteil Litera ... des 
NN" oder "am Anteil Ziffer ... des NN", enthalten. 
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2) Bestehen Grundpfandrechte oder Grundlasten an Miteigentumsan-
teilen, so können solche Rechte nicht mehr zu Lasten des im Miteigentum 
stehenden Grundstückes eingetragen werden. 

3) Werden Grundpfandrechte oder Grundlasten auf den besonderen 
Blättern von Miteigentumsanteilen eingetragen, so ist durch Anmerkung 
auf dem Blatt des gemeinschaftlichen Grundstückes darauf hinzuweisen. 

Art. 49 

Vorbehaltener Vorgang und leere Pfandstelle 

Für die Eintragung des vorbehaltenen Vorganges und der leeren 
Pfandstelle gilt Art. 43. Statt des Namens des Gläubigers wird jedoch 
"vorbehaltener Vorgang" oder "leere Pfandstelle" eingesetzt; unter 
"Grundpfandart" wird nichts eingetragen. 

Art. 50 

Eintragung von gesetzlichen Grundpfandrechten der Bauhandwerker  
und beim Baurecht 

1) Die Eintragung der Grundpfandrechte für die Forderungen der 
Handwerker und Unternehmer soll ausser den in Art. 43 aufgezählten 
Angaben noch die Bezeichnung "Baupfandrecht" in der Abteilung "Be-
merkungen" enthalten. 

2) Die entsprechende Bemerkung zum Eintrag des gesetzlichen 
Grundpfandrechtes für den Baurechtszins lautet: "Baurechtszins". 

3) Zum Eintrag des Grundpfandrechtes für die Heimfallsentschädi-
gung lautet sie: "Heimfallsentschädigung". 

4) Die Bezeichnung "Heimfallsentschädigung" wird statt der Pfand-
stelle mit der Abkürzung "HfE" eingetragen und durch die Bemerkung 
ergänzt, dass das Grundpfandrecht den Rang des gelöschten Baurechtes 
hat. 

Art. 51 

Eintragung von exekutiven Pfandrechten 

1) Die Eintragung eines exekutiven Pfandrechtes (Art. 58 ff. EO) er-
folgt sinngemäss nach den Bestimmungen des Art. 43. In der Abteilung 
„Bemerkungen“ ist die Bezeichnung „Exekutives Pfandrecht“ einzu-
schreiben. 

2) Gehen mehrere Exekutionsbewilligungen beim Grundbuch- und 
Öffentlichkeitsregisteramt gleichzeitig ein, so sind die Pfandrechte an 
gleicher Pfandstelle einzutragen, sofern sich aus der richterlichen Anord-
nung nichts anderes ergibt. 
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Art. 52 

Bevollmächtigte beim Schuldbrief 

1) Die Angabe der Bevollmächtigten beim Schuldbrief erfolgt in der 
Abteilung "Bemerkungen" auf schriftliches Begehren des Eigentümers 
und unter der Voraussetzung, dass der Bevollmächtigte im Ausweis über 
die Errichtung des Pfandrechtes genannt ist. 

2) Zur nachträglichen Angabe eines Bevollmächtigten oder zur Strei-
chung bedarf es der Zustimmung aller Beteiligten oder einer Anordnung 
des Gerichts. 

3) Wird die Eintragung des Grundpfandrechtes, auf das sich die Be-
stellung des Bevollmächtigten bezieht, gelöscht, so ist die Bemerkung von 
Amtes wegen zu streichen. 

Art. 53 

Ausgabe von Serientiteln 

1) Bei Ausgabe von Pfandtiteln in Serien ist ausser den Angaben nach 
Art. 43 in der Abteilung "Gläubiger" noch die Anzahl der Titel einzutra-
gen. 

2) Werden Anleihensobligationen durch Errichtung einer Grund-
pfandverschreibung oder eines Schuldbriefes sichergestellt, so gelten die 
Bestimmungen des Art. 43 sinngemäss. Als Gläubiger werden "die aus 
den Anleihensobligationen Berechtigten" eingetragen. In der gleichen 
Abteilung muss der Betrag, die Anzahl und die Art der Obligationen 
(Namen- oder Inhaberobligationen) angegeben werden. Der Name des 
Stellvertreters für die Gläubiger und den Schuldner wird unter den "Be-
merkungen" erwähnt. 

Art. 54 

Identifikation der beschränkten dinglichen Rechte sowie der 
Vormerkungen und Anmerkungen 

1) Dienstbarkeiten, Grundlasten und Grundpfandrechte können statt 
mit Literae auch mit Ziffern gekennzeichnet werden. 

2) Eine entsprechende Kennzeichnung kann auch in den Abteilungen 
"Eigentum", "Vormerkungen", "Anmerkungen" und in der Grund-
stücksbeschreibung vorgenommen werden. 
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D. Ausstellung von Titeln für Schuldbriefe und 
Grundpfandverschreibungen 

Art. 55 

Ausstellung eines Schuldbriefs 

1) Schuldbriefe werden hinsichtlich von Grundstücken, welche  im 
Grundbuch mittels Informatik geführt werden, ausschliesslich als Regis-
ter-Schuldbriefe ohne Ausfertigung einer Urkunde errichtet. 

2) Muss ein Papier-Schuldbrief errichtet werden, so stellt das Grund-
buch- und Öffentlichkeitsregisteramt bei Vorliegen der gesetzlichen Vor-
aussetzungen sofort nach der Eintragung des Pfandrechtes im Hauptbuch 
den Pfandtitel aus. 

3) Der Papier-Schuldbrief wird nach einem von der Regierung ge-
nehmigten Formular ausgestellt und enthält folgende Angaben: 

a) das Datum der Errichtung des Pfandrechtes; 

b) die Identifikation des Grundstückes; 

c) die Grundstücksbeschreibung; 

d) die bereits auf dem Grundstück ruhenden Rechte und die vorgehen-
den Lasten (Dienstbarkeiten, Grundlasten, Pfandrechte mit Ein-
schluss der leeren Pfandstellen und der vorbehaltenen Vorgänge, 
Vormerkungen und Anmerkungen). 

4) Wird das Pfandrecht durch Eintragung auf dem Blatt eines Mitei-
gentumsanteils, eines Stockwerkes oder eines selbständigen und dauern-
den Rechtes errichtet, so sind im Papier-Schuldbrief auch die auf dem 
Blatt des gemeinschaftlichen oder des belasteten Grundstückes bereits 
ruhenden Rechte und die vorgehenden Lasten anzugeben. 

5) Ist für einen kraftlos erklärten Papier-Schuldbrief ein neuer Pfand-
titel ausgestellt worden, so muss dieser die Angabe enthalten, dass er an 
Stelle des bisherigen tritt. 

Art. 56 

Ausstellung der Titel bei Gesamtpfandrechten und Teilpfandrechten 

1) Sollen für einen Schuldbriefbetrag mehrere Grundstücke verpfän-
det werden, so wird nur ein Pfandtitel ausgestellt, sofern die zu verpfän-
denden Grundstücke auf einem Kollektivblatt vereinigt sind oder sofern 
es sich um ein Gesamtpfandrecht (Art. 45) handelt. 

2) In den anderen Fällen (Art. 46) kann entweder für jeden Teilbetrag, 
mit dem ein Grundstück belastet wird, ein besonderer Titel ausgestellt 
werden, oder es können, soweit die Übersichtlichkeit nicht beeinträchtigt 
wird, die verschiedenen verpfändeten Grundstücke, unter Angabe des auf 
jedem derselben lastenden Teilbetrages, in einem einzigen Pfandtitel auf-
geführt werden. 
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Art. 57 

Ausstellung eines Titels bei Pfandvermehrung 

Die Vorschriften des Art. 56 finden entsprechende Anwendung, wenn 
nach Errichtung eines Papier-Schuldbriefes noch weitere Grundstücke 
damit belastet werden sollen (Pfandvermehrung). 

Art. 58 

Aushändigung der Papier-Schuldbrieftitel 

1) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt darf dem Gläubi-
ger oder seinem Beauftragten die Papier-Schuldbrieftitel nur dann aus-
händigen, wenn der Schuldner und der Eigentümer des belasteten Grund-
stückes schriftlich ihre Zustimmung erklärt haben. 

2) Diese Einwilligung kann in die Anmeldung des Pfandrechtes zur 
Eintragung in das Grundbuch aufgenommen werden. 

Art. 59 

Auszüge für Grundpfandverschreibungen 

Über die Eintragung einer Grundpfandverschreibung wird kein spe-
zieller Auszug bzw. Titel ausgestellt, sondern lediglich ein Auszug aus 
dem Grundbuch.  

E. Änderungen und Löschungen; Entkräftung der 
Pfandtitel 

Art. 60 

Anmeldung zur Löschung oder Änderung 

1) Die für die Anmeldung zur Eintragung aufgestellten Vorschriften 
gelten auch für die Anmeldung zur Änderung oder Löschung eines Ein-
trages. 

2) Ausserdem bedarf es einer schriftlichen Erklärung der aus dem Ein-
trag berechtigten Personen oder einer Ermächtigung des Richters oder 
einer anderen zuständigen Behörde. 

3) Die Eintragung eines Schuldbriefes darf nur geändert werden, wenn 
die entsprechende Änderung gleichzeitig im Papier-Schuldbrief vorge-
nommen wird. Ist der Papier-Schuldbrief abhanden gekommen, so darf 
eine Änderung nur vorgenommen werden, wenn der Titel vom Gericht 
kraftlos erklärt und an seiner Stelle ein Ersatztitel (Duplikat) ausgestellt 
worden ist. 

4) Die besonderen Bestimmungen über die Voraussetzungen der Lö-
schung ungerechtfertigter oder bedeutungslos gewordener Einträge blei-
ben vorbehalten. Die Löschung kann erst nach Eintritt der Rechtskraft 
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der Verfügung des Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramtes vollzo-
gen werden. 

Art. 61 

Löschungen 

1) Eine Eintragung wird gelöscht, indem sie vollständig gestrichen 
und bei der betreffenden Stelle die Bemerkung "... gelöscht" eingeschrie-
ben wird. Datum und Beleg der Löschung müssen angegeben werden. 

2) Die Löschung erhält die gleiche Litera oder Ziffer, mit welcher die 
gelöschte Eintragung versehen war. 

Art. 62 

Eintragung einer leeren Pfandstelle 

Wird ein vorgehendes Grundpfandrecht getilgt, ohne dass an dessen 
Stelle sofort und für die ganze ursprüngliche Pfandsumme ein neues er-
richtet wird, und ohne dass die nachgehenden Grundpfandgläubiger 
nachrücken, so ist zugleich mit der Löschung eine leere Pfandstelle mit 
einer neuen Litera gemäss Art. 49 einzutragen. 

Art. 63 

Entkräftung und Neuausstellung von Papier-Schuldbrieftiteln 

1) Der Papier-Schuldbrief darf im Grundbuch nicht gelöscht werden, 
bevor der Pfandtitel entkräftet oder durch das Gericht für kraftlos erklärt 
worden ist. 

2) Ein Papier-Schuldbrief wird entkräftet, indem er zerschnitten, per-
foriert oder diagonal durchgestrichen und mit einem Löschungsvermerk 
versehen wird. Der Löschungsvermerk muss datiert und vom Grund-
buch- und Öffentlichkeitsregisteramt unterschrieben werden. 

3) Ist ein Papier-Schuldbrief schadhaft, unleserlich oder unübersicht-
lich geworden oder erweist sich eine Neuausstellung als zweckmässiger 
als die Änderung, so stellt das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregister-
amt unter Entkräftung des alten einen neuen Pfandtitel aus und vermerkt 
darauf die Neuausstellung. Wird ein Namentitel neu ausgestellt, so ist als 
Gläubiger diejenige Person anzugeben, an welche der Titel zuletzt über-
tragen wurde. 

4) Wird das Grundpfandrecht im Grundbuch gelöscht, so ist der ent-
kräftete Titel dem Grundeigentümer auf dessen Verlangen auszuhändi-
gen; andernfalls ist der Pfandtitel zu vernichten. 
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Art. 64 

Änderung eines Eintrags 

1) Ein Eintrag wird geändert, indem entweder der ganze Eintrag oder 
bloss der zu ändernde Teil gestrichen und durch den neuen Wortlaut 
ersetzt wird. Datum und Beleg der Änderung müssen angegeben werden. 

2) Die Änderung erhält die gleiche Litera oder Ziffer, mit welcher der 
bisherige Eintrag versehen war. 

Art. 65 

Gläubigerwechsel und Gläubigerregister 

1) Der Übergang des Gläubigerrechts aus Grundpfandforderungen 
wird im Grundbuch nicht eingetragen. 

2) Im Gläubigerregister oder auf dem Hauptbuchblatt in der Abtei-
lung "Grundpfandrechte" ist dagegen die Person zu bezeichnen (Art. 32 
Abs. 2), die als Grundpfand- oder als Faustpfandgläubigerin an einer 
Grundpfandforderung berechtigt ist, wenn die Person darum ersucht und 
ihr Recht glaubhaft macht. 

3) Die Angabe der aus dem Pfandrecht berechtigten Personen hat zur 
Folge, dass das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt alle ihm 
durch Gesetz und Verordnung vorgeschriebenen Anzeigen an diese Per-
sonen zu machen hat, insoweit nicht ein Bevollmächtigter gemäss Art. 52 
bestellt ist. 

Art. 66 

Änderung im Rechtsverhältnis einer Grundpfandforderung 

1) Wird das Rechtsverhältnis bei Grundpfandforderungen durch Ab-
zahlungen an die Schuld oder in den Zins- und Zahlungsbestimmungen 
geändert, so werden diese Änderungen in der Abteilung "Bemerkungen" 
eingeschrieben. 

2) Gleiches gilt bei Pfandvermehrung, Pfandzuschreibung und Pfand-
entlassung. 

Art. 67 

Änderung des Papier-Schuldbriefitels 

1) Die in Art. 66 vorgesehenen Änderungen bezüglich des Grund-
pfandrechtes sollen gleichzeitig in den Pfandtiteln vermerkt und vom 
Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt unterzeichnet werden. 

2) Ausserdem sind in den Pfandtiteln von Amtes wegen alle diejenigen 
Änderungen zu vermerken, die sich aus den Eintragungen und Löschun-
gen in den anderen Abteilungen des Grundbuchblattes ergeben und die 
von Einfluss auf das Pfandrecht sind. Eigentumsänderungen am Pfandob-
jekt werden nicht nachgetragen. 
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3) Bei der Ausgabe von Anleihenstiteln können hierüber spezielle 
Vorschriften aufgestellt werden, auf die im Grundbuch in der Abteilung 
"Bemerkungen" zu verweisen ist. 

F. Vormerkungen 

Art. 68 

Grundsatz 

Die Vorschriften über die Eintragungen, wie insbesondere betreffend 
die Anmeldung zur Eintragung und die Prüfung des Verfügungsrechtes 
(Art. 17 bis 19), finden auf die Vormerkungen, unter Vorbehalt der nach-
folgenden besonderen Bestimmungen, entsprechende Anwendung. 

Art. 69 

Vormerkung persönlicher Rechte 

1) Für den Ausweis zur Vormerkung persönlicher Rechte bedarf es 
einer schriftlichen Vereinbarung. Die Unterschriften der Parteien sind, 
sofern sie nicht beim Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt beige-
setzt werden, amtlich zu beglaubigen. Gesetzliche Ausnahmen bleiben 
vorbehalten. 

2) Die Vormerkungen persönlicher Rechte sollen stets die Bedingun-
gen, unter denen das Recht geltend gemacht werden kann, und die Zeit-
dauer des Bestandes enthalten. 

Art. 70 

Vormerkung im Miteigentums-, Stockwerkeigentums- und 
Baurechtsverhältnis 

1) Der für die Vormerkung des Vorkaufsrechtes und des Einsprache-
rechtes der Stockwerkeigentümer erforderliche Ausweis wird durch die 
Vorlegung des Begründungsaktes oder einer besonderen Vereinbarung 
erbracht. 

2) Zur Vormerkung der Aufhebung oder Änderung des Vorkaufs-
rechtes der Miteigentümer, des Bauberechtigten und des Eigentümers des 
mit dem Baurecht belasteten Grundstückes sowie zur Vormerkung der 
Wegbedingung des Rechtes, die Aufhebung des Miteigentums zu verlan-
gen, bedarf es einer Vereinbarung. 

3) Die Vormerkung der Vereinbarungen über die Entschädigung für 
heimfallende Bauten und über die Wiederherstellung des ursprünglichen 
Zustandes nach dem Untergang des Baurechtes wird auf dem Blatt des 
belasteten Grundstückes und gegebenenfalls zudem auf dem Blatt des 
Baurechtes eingeschrieben. 

4) Ist die Vormerkung vereinbart, so ist jeder aus dieser Vereinbarung 
Berechtigte oder Verpflichtete zu ihrer Anmeldung befugt. 
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Art. 71 

Löschung von Vormerkungen persönlicher Rechte 

1) Die Vormerkungen persönlicher Rechte sind von Amtes wegen zu 
löschen, wenn die in der Vormerkung angegebene Zeit abgelaufen ist. 

2) Vorgemerkte Vorkaufs-, Rückkaufs- oder Kaufsrechte sind ausser-
dem von Amtes wegen zu löschen, wenn der Berechtigte Eigentümer des 
Grundstückes geworden ist. 

Art. 72 

Vormerkungen von Verfügungsbeschränkungen 

1) Der Ausweis für die Vormerkung von Verfügungsbeschränkungen 
wird geleistet: 

a) bei streitigen oder vollziehbaren Ansprüchen: durch Gerichtsbe-
schluss; 

b) bei Bewilligung der Vollstreckbarkeit einer Forderung: durch Ge-
richtsbeschluss; 

c) bei Bewilligung der Anordnung der Zwangsverwaltung und Einlei-
tung der Versteigerung: durch Gerichtsbeschluss;  

d) bei Nacherbenrecht: durch rechtskräftige Einantwortungsurkunde; 

e) bei Errichtung einer Heimstätte: durch Gerichtsbeschluss; 

f) bei Errichtung eines Fideikommisses: durch Beschluss der Regierung 
und des Landtags. 

2) Die Vormerkungen von Verfügungsbeschränkungen zur Sicherung 
streitiger oder vollziehbarer Ansprüche sollen die Bezeichnung des An-
spruches und des Ansprechers enthalten. 

Art. 73 

Verfügungsbeschränkungen gemäss den Bestimmungen über die 
Treuhänderschaften 

1) Die Vormerkungen von Verfügungsbeschränkungen gemäss den 
Bestimmungen über die Treuhänderschaften erfolgen durch eine Anmel-
dung des Treuhänders. 

2) In den Vormerkungen ist die Treuhänderschaft mit Namen und Er-
richtungsdatum, allenfalls durch Beilage eines Öffentlichkeitsregisteraus-
zuges oder einer beglaubigten Abschrift der Treuurkunde, zu bezeichnen 
und der Umfang der Verfügungsbeschränkung anzugeben. 

3) Die Löschung der Vormerkungen bedarf der Zustimmung der an 
der Treuhänderschaft Beteiligten oder eines gerichtlichen Beschlusses im 
Rechtsfürsorgeverfahren.  
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Art. 74 

Vormerkung vorläufiger Eintragungen 

1) Für die Vormerkung vorläufiger Eintragungen bedarf es der schrift-
lichen Einwilligung des Eigentümers und der übrigen Beteiligten oder der 
Anordnung des Gerichtes. 

2) Vorläufige Eintragungen sind mit der Abkürzung "V.E." zu verse-
hen und sollen in Stichworten den wesentlichen Inhalt des Rechtes, den 
Berechtigten, das Datum der Anmeldung und den Hinweis auf den Beleg 
enthalten. 

Art. 75 

Löschung der Vormerkung einer vorläufigen Eintragung 

1) Die Vormerkung einer vorläufigen Eintragung ist von Amtes we-
gen zu löschen, wenn die entsprechende definitive Eintragung vorge-
nommen wird oder auf Antrag des Gerichtes hin. 

2) Tritt an Stelle der vorläufigen die endgültige Eintragung, so ist diese 
mit dem Datum der gelöschten Vormerkung zu versehen. 

Art. 76 

Einschreibung einer Vormerkung im Hauptbuch 

1) Die Vormerkungen müssen in der gleichnamigen Abteilung des 
Hauptbuchblattes des belasteten Grundstücks eingeschrieben werden 
und enthalten: 

a) die Bezeichnung mit einer Litera oder Ziffer; 

b) den wesentlichen Inhalt des vorgemerkten Rechtes; 

c) die Bezeichnung der berechtigten Person (Art. 32 Abs. 2), mit Aus-
nahme der Vormerkungen nach den Bestimmungen über die Treu-
händerschaften, oder die Bezeichnung des berechtigten Grundstückes; 

d) das Datum der Eintragung; 

e) den Hinweis auf den Beleg. 

2) Soll ein persönliches Recht vorgemerkt werden, das dem jeweiligen 
Eigentümer eines Grundstückes zusteht, so muss die Vormerkung auch in 
der gleichnamigen Abteilung des Hauptbuchblattes des berechtigten 
Grundstückes eingeschrieben werden. 

G. Anmerkungen 

Art. 77 

Grundsatz 

Soweit die Art. 78 bis 80 nichts anderes bestimmen, gelten für die 
Anmerkungen sinngemäss die Vorschriften über die Eintragungen. 
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Art. 78 

Anmerkungen aufgrund des Privatrechts 

1) Anmerkungen, die auf dem Privatrecht beruhen, sind auf dem 
Hauptbuchblatt mit einem Stichwort und dem Hinweis auf den Beleg 
einzuschreiben. 

2) Zugehör wird auf Anmeldung des Eigentümers angemerkt; können 
die einzelnen Zugehörstücke aus Platzgründen in der Abteilung "Anmer-
kungen" nicht angegeben werden, so ist das Verzeichnis darüber bei den 
Belegen aufzubewahren. 

3) Der Zeitpunkt des Beginns des Werkes wird auf Anmeldung eines 
berechtigten Handwerkers oder Unternehmers angemerkt. 

4) Eine Nutzungs- und Verwaltungsordnung wird auf Anmeldung je-
des Miteigentümers angemerkt; Ausweis und Einschreibung bildet die 
von allen beteiligten Miteigentümern unterschriebene Nutzungs- und 
Verwaltungsordnung. 

5) Ein Reglement für die Stockwerkeigentümer-Gemeinschaft wird 
auf Anmeldung des Verwalters bzw. jedes Stockwerkeigentümers ange-
merkt; Ausweis zur Einschreibung bildet das von allen Stockwerkeigen-
tümern unterzeichnete Reglement oder das Reglement, dem ein beglau-
bigter Auszug aus dem Protokoll über seine Annahme durch Beschluss 
der Stockwerkeigentümer-Gemeinschaft beigelegt ist. 

Art. 79 

Anmerkung gesetzlicher Eigentumsbeschränkungen 

1) Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen sind auf dem 
Hauptbuchblatt mit einem Stichwort und dem Hinweis auf den Beleg 
und gegebenenfalls auf den Plan anzumerken. Wirkt sich eine öffentlich-
rechtliche Eigentumsbeschränkung direkt als Begünstigung eines anderen 
Grundstückes aus, kann sie auch auf dem Hauptbuchblatt dieses Grund-
stückes angemerkt werden. 

2) Gesetzliche Wegrechte von bleibendem Bestand werden ohne be-
sonderen Ausweis auf Anmeldung der beteiligten Eigentümer auf dem 
belasteten und auf dem berechtigten Grundstück angemerkt. 

3) Der Beitritt zu einer Körperschaft zum Zwecke der Bodenverbesse-
rung wird auf Anmeldung der zuständigen Gemeinde angemerkt. 

4) Die Beschränkung der Verfügungsbefugnis (Kanzleisperre) über ein 
Grundstück wird angemerkt, wenn der Richter sie zum Schutze der ehe-
lichen Gemeinschaft verfügt hat. 

5) Die Zugehörigkeit eines Grundstückes zu einem Gebiet mit dau-
ernden Bodenverschiebungen wird auf Anmeldung des Gemeindesrates 
angemerkt. 
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Art. 80 

Übrige Anmerkungen 

1) Andere Beschränkungen, für die eine Anmerkung vorgeschrieben 
ist, werden aufgrund einer rechtskräftigen Verfügung der zuständigen 
Behörde oder auf Anmeldung des Eigentümers angemerkt. 

2) Vorbehalten bleiben die weiteren Anmerkungen, die diese Verord-
nung vorsieht. 

Art. 81 

Streichung der Zugehör 

Die Zugehör darf nur mit Zustimmung aller aus dem Grundbuch er-
sichtlichen Berechtigten gestrichen werden. 

H. Bemerkungen zu den Grundpfandeinträgen 

Art. 82 

Bemerkungen zu den Grundpfandeinträgen 

Die in dieser Verordnung vorgesehenen "Bemerkungen zu den 
Grundpfandeinträgen" sind in der Weise vorzunehmen, dass alle Bemer-
kungen zu einem Grundpfandeintrag unter dessen Litera oder Ziffer 
angebracht und soweit möglich zusammengestellt werden. 

Art. 83 

Streichung einer Bemerkung zu den Grundpfandeinträgen 

1) Die Bemerkungen werden von Amtes wegen gestrichen, wenn der 
entsprechende Eintrag gelöscht wird oder wenn eine frühere Bemerkung 
infolge einer späteren hinfällig wird. 

2) Mit der Bemerkung ist zugleich auch die Verweisung darauf beim 
Eintrag zu löschen bzw. entsprechend abzuändern. 

I. Teilung, Vereinigung und Umschreibung 

Art. 84 

Anlage neuer Blätter bei Teilung eines Grundstückes 

1) Wird die Teilung eines Grundstückes angemeldet, so führt das 
Grund-buch- und Öffentlichkeitsregisteramt das ursprüngliche Haupt-
buchblatt für einen Teil weiter. In der Grundstücksbeschreibung des 
Blattes, das weitergeführt wird, ist die Verminderung der Fläche und das 
Datum der Teilung anzugeben. Für die anderen Teile eröffnet das 
Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt neue Hauptbuchblätter. 
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2) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt kann in besonde-
ren Fällen auch für jeden Teil ein neues Hauptbuchblatt eröffnen. 

3) Auf den neuen Hauptbuchblättern ist auf die bisherige Nummer zu 
verweisen. 

4) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt nimmt die Ände-
rungen auf dem ursprünglichen Hauptbuchblatt und die Einträge auf den 
neuen Hauptbuchblättern nach Abrede der Parteien vor. Können sich die 
Parteien nicht einigen, so geht das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregis-
teramt gemäss den Art. 85 bis 88 vor. 

Art. 85 

Dienstbarkeiten bei Teilung eines Grundstückes 

Einträge von Dienstbarkeiten zugunsten oder zu Lasten des aufgeteil-
ten Grundstückes sind auf dem Hauptbuchblatt, das weitergeführt wird, 
zu belassen und auf alle neuen Hauptbuchblätter zu übertragen, sofern sie 
nicht aufgrund des Verfahrens nach den Art. 214 SR gelöscht werden. 

Art. 86 

Grundpfandrechte bei Teilung eines Grundstückes 

1) Die Grundpfandrechte sind auf dem Hauptbuchblatt, das weiterge-
führt wird, zu belassen und auf die neuen Hauptbuchblätter zu übertra-
gen. Gehören die Teile verschiedenen nicht solidarisch verpflichteten 
Eigentümern, so ist die Pfandsumme jedoch zu verteilen, dass jeder der 
Teile nach seinem Wert verhältnismässig belastet wird. 

2) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt hat den Grund-
pfandgläubigern unverzüglich, unter Hinweis auf die ihnen nach Art. 308 
SR zustehenden Rechte, von dieser Verteilung Kenntnis zu geben. 

3) Die Verteilung ist in den Pfandtiteln zu vermerken. 

Art. 87 

Grundlasten bei Teilung eines Grundstückes 

1) Die Vorschrift des Art. 86 findet auch Anwendung bei Zerstücke-
lung eines mit einer Grundlast beschwerten Grundstückes und zwar 
bezüglich der Ablösungssumme und der teilbaren Leistungen. 

2) Ist die Leistung unteilbar, so ist die Leistungspflicht auf denjenigen 
Teil zu legen, der den höheren Wert aufweist oder sonst als am besten 
geeignet erscheint. 

3) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt hat den aus der 
Grundlast Berechtigten unverzüglich von dieser Verteilung, unter Hin-
weis auf die ihnen nach Art. 259 SR zustehenden Rechte, Kenntnis zu 
geben. 
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4) Besteht eine Grundlast zugunsten eines berechtigten Grundstückes, 
und wird dieses zerstückelt, so bleibt die Grundlast zugunsten der einzel-
nen Teile im Verhältnis zu ihrer Grösse weiter bestehen. 

Art. 88 

Vormerkungen und Anmerkungen bei Teilung eines Grundstückes 

Vormerkungen und Anmerkungen sind auf die Hauptbuchblätter al-
ler Teile zu übertragen. Können sie sich nach ihrem Inhalt nur auf be-
stimmte Teile beziehen, so sind sie auf die entsprechenden Hauptbuch-
blätter zu übernehmen und auf den anderen zu löschen. 

Art. 89 

Teilung eines Grundstückes ohne Übertragung von Rechten und Lasten 

1) Wird ein Teil eines Grundstückes abgetrennt, ohne dass eine Über-
tragung von Rechten und Lasten notwendig ist, so soll das Grundbuch- 
und Öffentlichkeitsregisteramt, wenn Grundpfandeinträge vorhanden 
sind, auf dem Hauptbuchblatt unter "Bemerkungen" und in den Pfandti-
teln auf eine allfällige Pfandentlassung hinweisen. 

2) Über den Grund der Abtrennung sind in der Grundstücksbe-
schreibung oder in einem Beleg, auf den zu verweisen ist, die näheren 
Angaben zu machen. 

Art. 90 

Vereinigung von Grundstücken 

1) Die Vereinigung mehrerer Grundstücke desselben Eigentümers zu 
einem einzigen Grundstück mit neuer Nummer kann im Grundbuch nur 
stattfinden, wenn keine Grundpfandrechte oder Grundlasten aus den 
Grundbuchblättern der einzelnen Grundstücke auf das neue Grundbuch-
blatt des vereinigten Grundstückes übertragen werden müssen oder die 
Gläubiger dazu einwilligen. 

2) Lasten Dienstbarkeiten auf den Grundstücken, so kann die Verei-
nigung nur stattfinden, wenn die Berechtigten dazu einwilligen oder nach 
der Art der Belastung dadurch in ihren Rechten nicht verletzt werden. 

3) Sind Grunddienstbarkeiten zugunsten der Grundstücke eingetra-
gen, so kann die Vereinigung nur stattfinden, wenn die Eigentümer der 
belasteten Grundstücke dazu einwilligen oder wenn durch die Vereini-
gung keine Vergrösserung der Belastungen eintritt. 

Art. 91 

Vereinigung von Grundstücken im Hauptbuch 

1) Kann die Vereinigung stattfinden, so geschieht die Übertragung der 
Einträge unter Ausdehnung der Belastung auf das ganze neue Grund-
stück nach der Abrede der Beteiligten. 
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2) Dienstbarkeiten, die zu Lasten des einen und zugunsten des andern 
der zu vereinigenden Grundstücke bestehen, sind bei der Vereinigung 
von Amtes wegen zu löschen. 

Art. 92 

Vergrösserung des Flächeninhalts 

1) Nicht als Vereinigung im Sinne der Art. 90 und 91 gilt es, wenn die 
Vermehrung des Flächeninhalts eines Grundstückes durch ein anderes 
Grundstück oder einen Grundstückteil in der Weise stattfindet, dass mit 
dieser Vergrösserung keine neuen Rechte oder Lasten auf dem Blatt des 
vergrösserten Grundstückes eingetragen werden müssen. 

2) Bei einer solchen Vergrösserung ist deren Umfang und Datum un-
ter der Rubrik „Fläche“ und, sofern Grundpfandeinträge oder Pfandtitel 
vorhanden sind, als Pfandvermehrung in den Pfandtiteln anzugeben. 

3) Über den Grund der Vergrösserung sind in der Grundstücksbe-
schreibung oder in einem Beleg, auf den zu verweisen ist, die näheren 
Angaben zu machen. 

Art. 93 

Umschreibungen bei Kollektivblättern 

1) Die Vorschriften der Art. 85 bis 88 finden entsprechende Anwen-
dung, wenn ein Grundstück von einem Kollektivblatt auf ein Einzelblatt 
umgeschrieben wird. 

2) Ebenso kommen die Bestimmungen der Art. 90 und 91 zur An-
wendung, wenn mehrere Grundstücke von Einzelblättern auf ein Kollek-
tivblatt umgeschrieben werden. 

Art. 94 

Umschreibung auf ein neues Hauptbuchblatt 

1) Nehmen die Eintragungen in einer Abteilung eines Hauptbuchblat-
tes mit der Zeit den ganzen verfügbaren Raum ein oder ist das Blatt un-
übersichtlich geworden, so hat das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregis-
teramt das Blatt unter der bisherigen Nummer auf ein neues Hauptbuch-
blatt umzuschreiben. Dabei müssen die nicht gelöschten Einträge und die 
nicht gestrichenen Angaben sämtlicher Abteilungen auf das neue Blatt 
übertragen werden. 

2) Auf dem neu angelegten und dem ersetzten Hauptbuchblatt sind 
entsprechende Hinweise zu vermerken. 

Art. 95 

Schliessung eines Hauptbuchblattes 

1) Verliert ein Hauptbuchblatt infolge Teilung, Vereinigung oder Um-
schreibung seine Wirkung, so ist es mit einem entsprechenden Vermerk 
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zu schliessen und diagonal zu streichen. Grund und Datum der Schlies-
sung sowie der Beleg sind anzugeben. 

2) Scheidet ein Grundstück aus einem Kollektivblatt aus, so ist nur die 
betreffende Ordnungsziffer und die dazu gehörige Nummer zu streichen, 
unter Angabe des Datums, der Verweisung und des Belegs, der den 
Grund der Ausscheidung angibt. 

Art. 96 

Vorbehalt der Vorschriften über die Vermessung 

Für die Teilung und Vereinigung von Grundstücken im Grundbuch 
bleiben die Vorschriften über die Vermessung vorbehalten. 

K. Berichtigungen 

Art. 97 

Berichtigungen 

1) Ist aus Versehen in einer Abteilung des Hauptbuches ein unrichti-
ger Eintrag gemacht worden, so soll ihn das Grundbuch- und Öffentlich-
keitsregisteramt berichtigen. 

2) Wird die Unrichtigkeit eines Eintrages vom Grundbuch- und Öf-
fentlichkeitsregisteramt sogleich wahrgenommen, so darf es die Berichti-
gung ohne weiteres vornehmen. 

3) Wird die Unrichtigkeit eines Eintrages erst erkannt, nachdem die 
Beteiligten oder Dritte von dem unrichtigen Eintrag Kenntnis erhalten 
haben, so soll das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt den Betei-
ligten davon Mitteilung machen, sie um schriftliche Einwilligung zur 
Berichtigung ersuchen und nach der Einwilligung aller Beteiligten die 
Berichtigung vornehmen. 

4) Verweigert einer der Beteiligten seine Zustimmung, so erlässt das 
Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt über die Berichtigung eine 
Verfügung. Die Berichtigung kann erst nach Eintritt der Rechtskraft der 
Verfügung vollzogen werden. 

Art. 98 

Berichtigung blosser Schreibfehler 

Wird durch die Berichtigung der Inhalt des einzutragenden Rechtes 
nicht berührt, so darf das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt die 
Berichtigung jederzeit von sich aus vornehmen. 
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Art. 99 

Berichtigungen im Hauptbuch 

1) Ein Eintrag wird berichtigt, indem der unrichtige Eintrag gestri-
chen und die richtige Eintragung vorgenommen wird. 

2) Die Berichtigung durch Rasuren, Korrekturen, Randbemerkungen 
oder Einschiebungen irgendwelcher Art ist untersagt. 

3) Im berichtigten Eintrag ist auf die Einschreibung im Tagebuch hin-
zuweisen. 

L. Auszüge, Form des Hauptbuches, Tagebuch, 
Hilfsregister 

Art. 100 

Auszüge 

1) Auszüge aus dem Hauptbuch, aus den dazugehörigen Belegen oder 
aus den Hilfsregistern werden erstellt, indem die entsprechenden Stellen 
abgeschrieben, kopiert oder, wenn sie elektronisch gespeichert sind, aus-
gedruckt werden. Auf Anordnung der Regierung können Auszüge auch 
elektronisch übermittelt werden. 

2) In den Auszügen über Stockwerkeigentumsanteile, über selbständi-
ge und dauernde Rechte und, wenn für sie eigene Blätter angelegt worden 
sind, über Miteigentumsanteile, sind die auf dem Blatt des gemeinschaftli-
chen oder des belasteten Grundstückes eingetragenen Rechte und vorge-
henden Belastungen anzugeben. 

3) Auszüge aus dem Hauptbuch geben die darin enthaltenen rechts-
gültigen Angaben wieder. Erfordern die Umstände nicht etwas anderes, 
so dürfen Auszüge, die durch Kopie des Hauptbuchblattes erstellt wer-
den, auch gelöschte Angaben wiedergeben. 

4) Auszüge aus dem Hauptbuch enthalten ferner: 

a) den Hinweis auf Anmeldungen, die im Tagebuch eingeschrieben, aber 
noch nicht im Hauptbuch eingetragen sind; 

b) einen entsprechenden Hinweis auf ein ausstehendes oder anhängiges 
Bereinigungsverfahren. 

5) Ein Auszug aus dem Hauptbuch kann sich auf bestimmte Abtei-
lungen oder auf die Aussage beschränken, dass eine bestimmte Eintra-
gung im Hauptbuch nicht vorhanden ist. 

6) Auszüge müssen datiert sein und zur Bescheinigung der Richtigkeit 
die Unterschrift des Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramtes tra-
gen, wobei im Falle der elektronischen Übermittlung anstelle der Unter-
schrift auf Verlangen die fortgeschrittene elektronische Signatur nach Art. 
2 Abs. 1 lit.c Signaturgesetz tritt. 
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Art. 101 

Herausgabe von Hauptbuch und Belegen 

1) Das Hauptbuch und die zugehörigen Belege dürfen vorbehaltlich 
Abs. 2 ausschliesslich in elektronischer Form herausgegeben werden.  Auf 
Verlangen wird die Übereinstimmung der Daten mit dem Inhalt des 
Hauptbuches und der zugehörigen Belege unter Verwendung einer fort-
geschrittenen Signatur nach Art. 2 Abs. 1 lit.c Signaturgesetz bestätigt. 

2) Belege dürfen den Gerichts- und Strafverfolgungsbehörden nur in 
begründeten Ausnahmefällen, welche die Einsichtnahme in die Papierbe-
lege unumgänglich machen, sowie gegen Empfangsbestätigung herausge-
geben werden und sind nach Abschluss des Verfahrens unverzüglich und 
geordnet an das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt zurückzu-
geben. In der Regel sollen die Belege jedoch in elektronischer Form zur 
Verfügung gestellt werden. 

Art. 102 

Hauptbuchblatt 

1) Das Hauptbuchblatt in Loseblattform muss die Abteilungen Eigen-
tum, Dienstbarkeiten und Grundlasten, Grundpfandrechte (einschliess-
lich Bemerkungen), Vormerkungen und Anmerkungen enthalten. 

2) Das Hauptbuch kann in Buch- oder in Loseblattform geführt wer-
den. 

3) Das Hauptbuchblatt ist nach einem von der Regierung genehmig-
ten Formular einzurichten. 

4) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt hat alle erforderli-
chen Massnahmen vorzukehren, damit der Verlust eines Blattes sofort 
festgestellt und eine missbräuchliche Verwendung des Hauptbuchblattes 
verhindert werden kann. 

5) Die Grundbuchdaten und die Belege sind durch periodische Mik-
roverfilmung oder andere geeignete technische Vorkehren sicherzustellen 
und vor Zerstörung sowie vor unberechtigtem Zugriff zu schützen. 

Art. 103 

Anlage eines Ersatzblattes bei Verlust eines Hauptbuchblattes 

1) Wird ein Hauptbuchblatt zerstört oder vermisst, so entscheidet die 
Aufsichtsbehörde, ob aufgrund der vorhandenen Sicherheitsmittel (insbe-
sondere Doppel, Mikroverfilmung oder Speicherung auf einem elektroni-
schen Datenträger) für das zerstörte oder vermisste Blatt ein Ersatzblatt 
angelegt werden kann. 

2) Ist dies der Fall, so legt das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregis-
teramt aufgrund der vorhandenen Unterlagen und Sicherheitsmittel ein 
Ersatzblatt an. Dieses muss alle nicht gelöschten Einschreibungen enthal-
ten. 
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3) Das Ersatzblatt entfaltet Rechtswirkung, sobald die Aufsichtsbe-
hörde seine Richtigkeit und Vollständigkeit bestätigt hat. 

Art. 104 

Öffentliche Bekanntmachung bei unvollständigem Ersatzblatt 

1) Kann aufgrund der Belege und Sicherheitsmittel kein vollständiges 
Ersatzblatt angelegt werden, so erlässt das Grundbuch- und Öffentlich-
keitsregisteramt durch öffentliche Bekanntmachung eine Aufforderung, 
bestehende, allenfalls nicht berücksichtigte Rechte zur Eintragung anzu-
melden. Es verbindet damit die Androhung, dass das neue Blatt an die 
Stelle des verschwundenen trete, wenn solche Rechte nicht innerhalb von 
vier Wochen nach der öffentlichen Bekanntgabe beim Grundbuch- und 
Öffentlichkeitsregisteramt unter Hinweis auf die Belege und die früheren 
Einträge angemeldet werden. 

2) Nach Ablauf der Frist tritt das allenfalls ergänzte Ersatzblatt an die 
Stelle des verschwundenen Blattes. 

Art. 105 

Belege beim Ersatzblatt 

Wird ein Ersatzblatt angelegt, so muss ein Beleg erstellt und darauf 
angegeben werden, aufgrund welcher Unterlagen und Sicherheitsmittel 
das Ersatzblatt erstellt worden ist. Auf dem Ersatzblatt ist auf den Beleg 
hinzuweisen. 

Art. 106 

Hilfsregister 

1) Es werden folgende Hilfsregister geführt: 

a) ein Eigentümerregister; 

b) ein Gläubigerregister. 

2) Die Hilfsregister dürfen in Buchform, auf losen Karten oder elekt-
ronisch geführt werden. 

Art. 107 

Eigentümerregister 

1) Das Eigentümerregister ist so einzurichten, dass die Namen der Ei-
gentümer in alphabetischer Reihenfolge eingeschrieben werden können. 
Beim Namen muss jedes dazugehörige Grundstück mit seiner Identifika-
tion aufgeführt werden. 

2) Für natürliche Personen hat das Eigentümerregister folgende An-
gaben zu enthalten: 

a) Familienname; 

b) Doppelname; 
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c) Vornamen; 

d) Geburtsdatum; 

e) Staatsangehörigkeit; 

f) die Angabe, ob verheiratet oder nicht; 

g) Wohnadresse und Zustelladresse. 

3) Bei Verbandspersonen, rechtsfähigen personenrechtlichen Gemein-
schaften sowie Treuunternehmen mit Rechtspersönlichkeit sind die Firma 
oder der Name, der Sitz und die Rechtsform, wenn diese nicht aus dem 
Namen oder der Firma hervorgeht, sowie die Zustelladresse  und die 
Registernummer samt Bezeichnung der Registerbehörde aufzunehmen. 

4) Soweit das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt die Anga-
ben aus dem entsprechenden Informationssystem des Landes bezieht, 
müssen sie nicht zusätzlich im Eigentümerregister geführt werden. 

Art. 108 

Gläubigerregister 

1) Für natürliche Personen hat das Gläubigerregister folgende Anga-
ben zu enthalten: 

a) Familienname; 

b) Doppelname; 

c) Vornamen; 

d) Wohnadresse und Zustelladresse. 

2) Bei Verbandspersonen, rechtsfähigen personenrechtlichen Gemein-
schaften sowie Treuunternehmen mit Rechtspersönlichkeit sind die Firma 
oder der Name, der Sitz und die Rechtsform, wenn diese nicht aus dem 
Namen oder der Firma hervorgeht, sowie die Zustelladresse und die Re-
gisternummer samt Bezeichnung der Registerbehörde aufzunehmen. 

Art. 109 

Aufbewahrung und elektronisches Einlesen der Bücher, Loseblätter, 
Register und Belege 

1) Die Bücher, Register, die ausgeschiedenen Hauptbuchblätter und 
Registerkarten sowie die Grundbuchakten sind sorgfältig und geordnet 
aufzubewahren und dürfen nicht vernichtet werden. 

2) Die vorgenannten Schriftstücke dürfen jedoch ausserhalb des Am-
tes an einem sicheren Ort aufbewahrt werden, wenn sie vollständig elekt-
ronisch eingelesen und derart gespeichert und gesichert sind, dass die 
eingelesenen Daten nicht mehr verändert werden können. 

3) Den eingelesenen Daten kommen die Rechtswirkungen des infor-
matisierten Grundbuches zu. 
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M. Besondere Bestimmungen zur Führung des 
Grundbuches mittels Informatik 

Art. 110 

Verhältnis zu den übrigen Abschnitten 

Soweit dieser Abschnitt keine besonderen Bestimmungen über die 
Führung des Grundbuches mittels Informatik enthält, gelten die übrigen 
Bestimmungen dieser Verordnung. 

Art. 111 

EDV-System 

1) Die Regierung prüft vor der Anschaffung oder vor der Vornahme 
wesentlicher Änderungen am bestehenden System, ob es den gesetzlichen 
Anforderungen entspricht. 

2) Das verwendete EDV-System ist TERRIS. Die Beschreibung ent-
hält insbesondere: 
a) die Darstellung des Aufbaus des Systems in Worten und mit einer Grafik; 
b) den Datenkatalog mit Typologien und ein Beziehungsschema; 
c) die Ausführungen über technische und organisatorische Massnahmen 

zur Gewährleistung der Datenintegrität (Konsistenzen, Plausibilitä-
ten); 

d) das Betriebskonzept sowie das Konzept über die Datensicherheit und 
den Datenschutz; 

e) die Ergebnisse der angewandten funktionalen Prüfungen. 

Art. 112 

Verfügbarkeit der Daten 

Die gelöschten Daten aller Eigentümer der letzten fünf Jahre sowie 
Tagebucheinschreibungen der letzten drei Kalenderjahre müssen kurz-
fristig abgerufen werden können. 

Art. 113 

Datenzugriff 

1) Die Ingenieur-Geometer erhalten einen Zugriff auf die folgenden 
Grundbuchdaten: 

a) die Eigentümerangaben; 
b) die Grundstücksbeschreibungen, soweit sie nicht den Daten der Amt-

lichen Vermessung entnommen werden können; 
c) die Dienstbarkeiten und Grundlasten; 
d) die Anmerkungen. 
Die Regierung kann den Zugriff auf weitere Daten gestatten. 

2) Gerichte und Strafverfolgungsbehörden erhalten einen Zugriff auf 
sämtliche Grundbuchdaten. 
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3) Soweit die Regierung bestimmten natürlichen oder juristischen Per-
sonen den Zugriff auf Grundbuchdaten gestattet, bestimmt sie den Um-
fang und die Art des Datenzugriffs. 

Art. 114 

Tagebuch 

1) Jede vorzunehmende Eintragung ist einzeln im Tagebuch aufzufüh-
ren. Sind im System alle Angaben der Anmeldung bereits erfasst, so ge-
nügt zur Angabe des Inhalts und der betroffenen Grundstücke ein Hin-
weis auf die Anmeldung. 

2) Die Tagebuchdaten müssen abgerufen werden können: 

a) in chronologischer Reihenfolge; 
b) nach der Identifikation der Grundstücke. 

Art. 115 

Eintragungsverfahren 

1) Die Daten des Hauptbuches, die aufgrund einer Tagebuchein-
schreibung erfasst, geändert, berichtigt oder gelöscht werden sollen, müs-
sen während des Eintragungsverfahrens beliebig geändert werden kön-
nen, ohne dass die rechtswirksamen Daten des Hauptbuches in ihrem 
Bestand berührt werden.  

2) In den Daten des Hauptbuches ist auf hängige Eintragungsverfah-
ren hinzuweisen. Ist aus dem Hinweis der Stand des Eintragungsverfah-
rens ersichtlich, so gilt er als Anmerkung. 

Art. 116 

Eintragungen 

1) Anstelle einer Ziffer oder Litera dürfen die Eintragungen mit ande-
ren Zeichen versehen werden. Die Bezeichnung muss jedoch eindeutig 
sein. 

2) Bemerkungen zu den Eintragungen dürfen in allen Abteilungen 
eingeschrieben werden. 

Art. 117 

Auszüge 

1) Auszüge aus dem Hauptbuch sind übersichtlich nach Abteilungen 
darzustellen. 

2) Auf jedem Blatt muss ersichtlich sein, dass es sich um einen Auszug 
über ein bestimmtes Grundstück zu einem bestimmten Zeitpunkt han-
delt. 

3) Der Auszug gemäss  Art. 570 Abs. 2 SR  muss alle Angaben über 
das Grundstück enthalten. 
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II. Alpbuch 

Art. 118 

Grundsatz 

Für die Anmeldungen, Eintragungen, Vormerkungen, Anmerkungen, 
Änderungen und Löschungen sind die Vorschriften dieser Verordnung 
über das Grundbuch sinngemäss anzuwenden. 

Art. 119 

Hauptbuch 

1) Das Hauptbuch kann in gebundener Form, auf losen Karten oder 
mittels Informatik geführt werden. 

2) Für die Ausgestaltung des Hauptbuches sind die Vorschriften die-
ser Verordnung über das Grundbuch sinngemäss anzuwenden. 

Art. 120 

Personenregister 

1) Es wird ein Personenregister als Hilfsregister geführt. 

2) In dieses Register werden die im Hauptbuch als Eigentümer und 
die als Nutzniessungsberechtigte eingetragenen Personen aufgeführt. 

3) Das Register kann auf losen Karten oder mittels Informatik geführt 
werden. 

Art. 121 

Belege 

Die Belege sind im Original einzureichen. Sie sind in zweckdienlicher 
Weise zu nummerieren und dauernd aufzubewahren. 

III. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 123 

Bisherige Grundbucheinrichtungen 

1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten auch für die Führung 
der bisherigen Grundbucheinrichtungen. 

2) Bis zur Einführung des Grundbuches wird das Hauptbuch in den 
bisherigen Büchern oder als loses Blatt im Sinne von Art. 106 geführt. 

3) Nach Einführung des Grundbuches werden die Bücher der bisheri-
gen Grundbucheinrichtungen, soweit sie nicht mehr Verwendung finden, 
bei den Akten aufzubewahren. 
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Art. 124 

Form der Eintragung im Hauptbuch 

Wenn die Darstellung einer Eintragung im Hauptbuch dem neuen 
Recht nicht entspricht, muss sie erst angepasst werden, wenn sie von einer 
Anmeldung betroffen wird. 

Art. 125 

Identität zwischen EDV-Grundbuch und Papiergrundbuch 

Wird das EDV-Grundbuch eingeführt, so muss das System die aktuel-
len Eintragungen materiell so wiedergeben können, wie sie im Grund-
buch auf Papier aufgeführt sind. 

Art. 126 

Überführung des Papiergrundbuchs in das EDV-Grundbuch 

1) Die Überführung des Grundbuches auf Papier in das EDV-
Grundbuch kann wahlweise für eine ganze Gemeinde, für einen Teil einer 
Gemeinde oder für ein einzelnes Grundstück erfolgen. 

2) Das Hauptbuchblatt im Papiergrundbuch ist für die übernomme-
nen Grundstücke zu schliessen. 

Art. 127 

Umfang der Überführung 

1) In das EDV-Grundbuch müssen alle aktuellen Eintragungen der 
einzelnen Abteilungen übernommen werden. Gelöschte Eintragungen 
und die entsprechenden Hinweise auf die Belege müssen nicht erfasst 
werden.  

2) Für Daten, die nicht elektronisch erfasst werden, gelten weiterhin 
die Bestimmungen über die Führung des Grundbuches auf Papier. 

Art. 128 

Aufhebung bisherigen Rechts 

Es werden aufgehoben: 

a) Regierungsverordnung vom 1. Mai 1924 zum Sachenrecht, LGBl. 
1924 Nr. 13, in der geltenden Fassung; 

b) Verordnung vom 26. März 1942 betreffend die zeitweise Ausdehnung 
der Grunddienstbarkeiten auf Traktoren, LGBl. 1942 Nr. 17; 

c)  Verordnung vom 4. November 2003 über das EDV-Grundbuch, 
LGBl. 2003 Nr. 223. 
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Art. 129 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Fürstliche Regierung: 
gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 

 
 
 
 
 


